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Schadensersatz
(§ 9 UWG)

Vornahme einer nach § 3 UWG  oder § 7 UWG 
unzulässigen geschäftlichen Handlung

Verschulden

Art und Umfang des Schadenersatzes
(§§ 249 ff. BGB)

Bei Vornahme einer nach § 3 UWG
unzulässigen geschäftlichen Handlung

iVm § 4 Nr. 3 UWG: 
Dreifache Schadensberechnung

Herausgabe des 
VerletzergewinnsLizenzanalogieKonkreter Schaden

Vorsatz Fahrlässigkeit

Kein Anspruch gegen 
verantwortliche Personen von 
periodischen Druckschriften (§

9 III)

+

Sachbefugnis (Mitbewerber § 9 I; Verbraucher § 9 II 1)

+



Gewinnabschöpfung
(§ 10 UWG)

Anspruchsgrundlage
(§ 10 I)

Anrechnung von 
Leistungen

(§ 10 II)

Mehrheit von 
Gläubigern

(§ 10 III)

Auskunft,
Aufwendungs-

erstattung
(§ 10 IV)

Zuständige 
Stelle

(§ 10 V)



Gewinnabschöpfung
(§ 10 UWG)

Gewinn zu Lasten einer Vielzahl von Abnehmern

+

Vorsatz

Anspruchshöhe
(§ 10 II)

Sachbefugnis 
(§ 10 I i.V.m. § 8 III Nrn. 2 bis 4 UWG)

Vornahme einer
nach § 3 UWG oder § 7 UWG

unzulässigen geschäftlichen Handlung

+

+



Verjährung
(§ 11 UWG)

Gewinnabschöpfung
(§ 10)

Abmahnkosten-
erstattungsansprüche

(§ 13 III)

Schadensersatz
(§ 9)

Beseitigung und 
Unterlassung

(§ 8)

3 Jahre ab 
Anspruchsentstehu

ng 
(§ 11 IV)

6 Monate (§ 9 II 1: 1 Jahr) ab
a) Anspruchsentstehung und
b) Kenntnis oder grob fahrlässiger 

Unkenntnis des Gläubigers 
(§ 11 I und II)

Unabhängig von Kenntnis oder 
grob fahrlässiger Unkenntnis des 

Gläubigers

§§ 8, 13 III UWG
3 Jahre ab 

Anspruchsentstehung
(§ 11 IV)

§ 9 UWG
10 Jahre ab Anspruchs-

entstehung, spätestens 30 Jahre 
ab Schädigungshandlung

(§ 11 III)



Kapitel 3
Verfahrensvorschriften

(§§ 12 bis 15a UWG)

Sachliche und 
örtliche 

Zuständigkeit des 
Gerichts

(§ 14)

Abmahnung, 
Unterlassungs-
verfplichtung,

Haftung
(§ 13)

Vertragsstrafe
(§ 13a)

Einstweiliger 
Rechtsschutz, 

Veröffentlichungs-
befugnis, 

Streitwertminderu
ng

(§ 12)

Einigungsstellen
(§ 15)



Anspruchsdurchsetzung, 
Veröffentlichungsbefugnis, 

Streitwertminderung
(§ 12 UWG)

Veröffentlichungs-
befugnis
(§ 12 II)

Einstweilige
Verfügung

(§ 12 I)

Anspruchs-
durchsetzung

Streitwert-
minderung

(§ 12 III)

Abmahnung
und

Unterwerfung
(§ 13)



Anspruchsdurchsetzung
(angeblicher) Wettbewerbsverstoß (§ 3 UWG)

Abmahnung, § 13 I

strafbewehrte Unter-
werfung § 13 I

Ablehnung / 
Schweigen

Schutzschrift

Antrag auf Erlass einer 
einstw. Vfg., § 12 I

Hauptsacheklage

Zurückweisung 
/ Abweisung

Beschluss / 
Urteil

Abschlussschreiben
Ablehnung / 
SchweigenAbschlusserklärung

Urteil



Anspruchsdurchsetzung: Einstweilige Verfügung, 
§§ 922, 935 ZPO



Anspruchsdurchsetzung: Einstweilige Verfügung, 
§§ 922, 935 ZPO



Anspruchsdurchsetzung: Einstweilige Verfügung, 
§§ 922, 935 ZPO



Anspruchsdurchsetzung: Schutzschrift als 
Verteidigung, § 945a ZPO



Anspruchsdurchsetzung: Schutzschrift als 
Verteidigung, § 945a ZPO



Anspruchsdurchsetzung: Schutzschrift als 
Verteidigung, § 945a ZPO



Anspruchsdurchsetzung: Hauptsacheklage



Anspruchsdurchsetzung: Hauptsacheklage



Kapitel 4
Straf- und Bußgeldvorschriften

(§§ 16, 19, 20 UWG)

Strafbare 
geschäft-

liche 
Handlung

(§ 16)

Strafvorschriften
(§ 16)

Bußgeldvorschriften
(§§ 19, 20)

Verstoß gegen 
§ 7 II Nr. 2 oder 
3: Unerbetene 
Direktwerbung

gegenüber
Verbrauchern

(§ 20 I Nr. 1)

Verstoß gegen 
§ 5c:

Verbotene 
Verletzung von 
Verbraucher-

interessen
(§ 19 I)



A und B bieten Sachversicherungen gegenüber der 
öffentlichen Hand (z. B. Gemeinden) an. Sie werben 
für ihre Angebote und schließen Verträge. Der 
Vertragsschluss erfolgt bei A als 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit in der 
Weise, dass der jeweilige öffentliche Auftraggeber 
Mitglied von A werden muss. Gemeinde C verstößt 
immer wieder gegen die Pflicht zur Ausschreibung 
öffentlicher Aufträge bei Erreichen der EU-
Schwellenwerte. A weiß darum, wirbt aber 
gleichwohl gegenüber C. Schließlich schließen A 
und C einen Vertrag, ohne dass C die Leistung zuvor 
ordnungsgemäß ausgeschrieben hat. A weiß auch 
hiervon. Hat B gegenüber A einen Anspruch auf 
Unterlassung? 



Anspruch von A gegen B auf Unterlassung, 
mit öffentlichen Auftraggebern 
Versicherungsverträge ab Erreichen der EU-
Schwellenwerte ohne vorherige Ausschreibung 
abzuschließen (vgl. BGH WRP 2008, 1182 –
Kommunalversicherer)?

I.  Anspruchsgrundlage: § 8 I 1 Alt. 2 UWG
II. Nach § 3 UWG oder § 7 UWG unzulässige

geschäftliche Handlung?

1. Unzulässigkeit nach § 3 III UWG?

(-), da kein Verhalten gegenüber Verbrauchern



2. Unzulässigkeit nach § 3 I UWG?

a) Geschäftliche Handlung des A (§ 2 I Nr. 1 UWG)

b) Unlauterkeit – hier: § 3a UWG i.V.m. §§ 97 ff. GWB

(+), da Werbung und sogar Vertragsschluss (vgl. Sachverhalt);
Auftraggeber muss Mitglied von A werden

aa) Ausschluss von UWG durch § 104 II GWB?
(-), da lediglich Zuständigkeitskonzentration ohne
Ausschluss von Anspruchskonkurrenz zwischen
Ansprüchen nach §§ 97 ff. GWB und UWG; dafür spricht
der Wortlaut von § 104 II GWB: „Sonstige Ansprüche“.

bb) Ausschluss von UWG auf Grund abschließender Regelung
der Rechtsfolgen im GWB?

(+) für §§ 33, 34a GWB 
(-) für §§ 97 ff. GWB; vgl. auch § 104 II GWB: „Sonstige
Ansprüche“; ausschließliche Zuständigkeit von Vergabe-
kammer nur für Primärrechtsschutz gegen Auftraggeber



cc) §§ 97 ff. GWB Gesetz i.S.d. § 3 a UWG?
(+), weil Voraussetzungen von Art. 2 EGBGB erfüllt

dd) §§ 97 ff. GWB Marktverhaltensregeln i.S.d. § 3 a UWG?

(+), da Verhalten mit Außenwirkung betroffen; Vertragsfreiheit der 
öffentlichen Auftraggeber eingeschränkt, so dass Marktverhalten 
bei der Auswahl von Vertragspartnern geregelt; auch im Interesse 
der nach öffentlichen Aufträgen strebenden Unternehmen

aa) Täterschaft von A?
(-), da A nicht Normadressat der §§ 97 ff. GWB 

bb) Haftung von A als Teilnehmer?
(1) Unzulässige geschäftliche Handlung von C als 

rechtswidrige Haupttat
(a) Geschäftliche Handlung i.S.d. § 2 I Nr. 1 UWG

ee) Verstoß gegen §§ 97 ff. GWB

(b) Unlauterkeit der geschäftlichen Handlung

C wird Mitglied von A und hat dadurch an dessen
wirtschaftlichem Erfolg teil 

(+) Verstoß gegen § 3 a UWG i.V.m. §§ 97 ff. GWB 



III. Wiederholungsgefahr

(c) Eignung zur spürbaren Interessenbeeinträchtigung

(+), weil Verletzungshandlung in Gehilfenschaft bereits erfolgt

(+), weil Marktteilnehmer um die Chance gebracht, sich in transparentem 
und diskriminierungsfreien Verfahren um 
Aufträge zu bewerben, so dass wettbewerblich geschützte 
Interessen beeinträchtigt

IV. Ergebnis
B kann von A Unterlassung nach § 8 I 1 Alt. 1 UWG verlangen.

(+), da A um die Rechtwidrigkeit des Handelns von C weiß 

Kenntnis der objektiven Tatbestandsmerkmale und
Bewusstsein der Rechtswidrigkeit

(2) A Gehilfe?

ff) Eignung zur spürbaren Interessenbeeinträchtigung
(+), s.o. 

(a) Objektiv: Förderung der Haupttat?

(b) Subjektiv: Teilnehmervorsatz?
(+), da  Werbung gegenüber C/Vertragsschluss mit C 



Fahrschulunternehmer A wirbt damit, dass jeder
Fahrschüler zur bestandenen Prüfung einen
Gutschein in Höhe von 250,- Euro für einen
Fahrzeugkauf bei einem bestimmten Autohaus
erhält. Mitbewerber B verlangt Unterlassung.

Zu Recht?



a) Geschäftliche Handlung (§ 2 I Nr. 1 UWG)
aa) Normadressat

Jede Person (natürliche und juristische sowie die öffentliche Hand)

(+) A = natürliche Person

bb) Verhalten vor, während oder nach Geschäftsabschluss

Unterlassungsanspruch B gegen A 
nach § 8 I 1 Alt. 2 UWG

(+), da Gutschein im Wert von 250 Euro in Aussicht gestellt

1. Unzulässigkeit der geschäftlichen Handlung nach § 3 III
I. Unzulässigkeit der geschäftlichen Handlung

2. Unzulässigkeit der geschäftlichen Handlung nach § 7 I
3. Unzulässigkeit der geschäftlichen Handlung nach § 3 I

cc) Objektiver Zusammenhang mit der Förderung des Absatzes o. 
Bezugs von Waren oder Dienstleistungen zu Gunsten eines 
Unternehmens

(+), da Gutschein nur erhältlich, wenn Fahrschulvertrag zu Stande kommt

(BGH GRUR 2004, 960)



b) Unlauterkeit der geschäftlichen Handlung nach § 4 a I 1 UWG

aa) Eignung zur Beeinträchtigung der Entscheidungsfreiheit durch  

unzulässige Beeinflussung (§ 4 a I 1 Nr. 3 UWG)

Vergünstigungen als Verkaufsförderungsmaßnahmen grundsätzlich     
lauterkeitsrechtlich zulässig; Ausnahme, wenn durch sie die 
Rationalität der Nachfrageentscheidung auch bei verständigem 
Verbraucher in den Hintergrund gedrängt

(+) Eindruck eines außergewöhnlich vorteilhaften Angebots (unentgeltliche
Vergünstigung mit einem erheblichen Wert = hoher Anreiz für Vertragsab-
schluss)

(+) Anlockwirkung überdurchschnittlich bei jüngeren Menschen (17 bis 20) 
wegen geringerem Einkommen

(-) Fahrschulinteressenten berücksichtigen bei der Auswahl auch Höhe
der Grundgebühr, Preis der einzelnen Fahrstunde, Dauer u. Effektivität
der Ausbildung

(-) Gutschein mindert nicht den finanziellen Aufwand für den Fahrunterricht 
selbst



bb) Unklare Angaben bei Verkaufsförderungsmaßnahmen (§§ 5 I 1, 5 a I UWG)
(-) Gutschein erhält derjenige, der erfolgreich die Fahrprüfung absolviert

III. Ergebnis
B hat keinen Unterlassungsanspruch gegen A nach § 8 I 1 Alt. 2 UWG.
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